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Öffentliche Bekanntmachung
einer Sitzung des Hauptausschusses (ab 17.30 Uhr Beteiligungsverwaltung) am 
Donnerstag den 24.11.2016 um 17:00 Uhr im Kreis Rendsburg-Eckernförde, 
Kaiserstraße 8, 24768 Rendsburg, Sitzungsraum 169

Tagesordnung:

Öffentlicher Teil:

1. Eröffnung, Begrüßung und Festlegung der 
Tagesordnung

2. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung am 
03.11.2016

3. Anfragen von Mitgliedern des Hauptausschusses und 
der Fraktionsvorsitzenden

4. Integrierte Rettungsleitstelle (IRLS)

5. Verwaltungsangelegenheiten

5.1. Aufstockung der Ausbildungsplätze beim Kreis 
Rendsburg-Eckernförde

VO/2016/976-001

6. Abfallwirtschaft Rendsburg-Eckernförde, Rücklage 
Deponie Alt Duvenstedt, Ergänzungsvertrag AWR

VO/2016/965-001

7. Erstellung eines ÖPNV-Konzeptes für den Kreis 
Rendsburg-Eckernförde

VO/2016/980-001

8. Beteiligungsverwaltung
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 07.11.2016

Beschlussvorlage

Federführend:
FD 1.1 Personal, Organisation und 
allgemeine Dienste

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:
Bearbeiter/in:

VO/2016/976-001
öffentlich
04.11.2016
Holm, Sigrid
Holm, Sigrid

Mitwirkend: öffentliche Beschlussvorlage

Aufstockung der Ausbildungsplätze beim Kreis Rendsburg-
Eckernförde
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Hauptausschuss Beratung
Öffentlich Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

Beschlussvorschlag: 
Der Hauptausschuss empfiehlt dem Kreistag zu beschließen, das Personalbudget für 
zusätzliche Ausbildungsplätze für  2017 um 78.750 €, für  2018 auf 111.250 € und ab 
2019 auf 113.750 € aufzustocken.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 

2. Sachverhalt: 
Beim Kreis Rendsburg-Eckernförde ist unter anderem aufgrund der Flüchtlingskrise 
ein erhöhter Personalbedarf entstanden, der nicht durch eigene Nachwuchskräfte 
gedeckt werden konnte. Auch in öffentlichen Ausschreibungsverfahren wird es 
zunehmend schwieriger, geeignetes Personal zu gewinnen. Ferner entsteht in den 
folgenden Jahren durch Eintritt in die Rente oder Pension ein erhöhter 
Personalbedarf. 
Im Verwaltungsbereich werden nach den tarifrechtlichen bzw. beamtenrechtlichen 
Vorschriften des Renteneintritts bzw. der Pensionierung 
2017 1 Stelle
2018 5 Stellen
2019 4 Stellen
2020 7 Stellen
2021 6 Stellen 
frei. 
Hierbei bleiben vorzeitige Antragsaltersrenten sowie Pensionierungen auf Antrag 
unberücksichtigt. Darüber hinaus werden weitere Stellen für Fachkräfte wie z.B. 
Ärzte, Techniker und Ingenieure frei.  
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Es ist nach wie vor ein großes Interesse zu verzeichnen, eine Ausbildung beim Kreis 
Rendsburg-Eckernförde zu absolvieren. 
Im Rahmen der Ausschreibungsverfahren für die Ausbildungsplätze für 2017 haben 
sich in diesem Jahr für den Beruf des Verwaltungsfachangestellten 103, für den 
Verwaltungswirt (mittleren Dienst)  51, für den Studiengang Bachelor of Arts 169 
Personen beworben. Das Ausschreibungsverfahren für den Ausbildungsberuf 
Fachinformatiker ist noch nicht abgeschlossen.
 
Seit dem Jahr 2008 wurden pro Ausbildungsjahr im Durchschnitt 4 Auszubildende 
eingestellt (2 Verwaltungsfachangestellte, 1 Kreisinspektoranwärter, 1 
Fachinformatiker). 
 
Im Jahr 2015 wurde mit Blick auf das Ausbildungsjahr 2016 verwaltungsseitig 
entschieden, die Anzahl der angebotenen Ausbildungsplätze zunächst probeweise 
auf 8 Plätze zu erhöhen. Nachdem im Rahmen der Stellenbesetzungsverfahren 
sämtliche Ausbildungsplätze mit geeigneten Bewerberinnen und Bewerbern besetzt 
werden konnten, startete der Ausbildungsjahrgang am 01.08.2016 mit insgesamt 8 
neu eingestellten Auszubildenden. Bei Fortführung der Ausbildung in dieser 
Größenordnung werden zusätzliche Personalkosten anfallen:
 
2017:   78.750 €
2018: 111.250 €
2019: 113.750 €
 
Die im Jahr 2016 über den bisherigen Durchschnitt eingestellten Auszubildenden 
sollen im Rahmen des mit der Politik vereinbarten Personalbudgets bezahlt werden. 
Zwar sind in dem Personalbudget die für die zusätzlichen Ausbildungsplätze 
benötigten Mittel nicht vorhanden. Im Rahmen der Gesamtsteuerung wird aber 
verwaltungsseitig sichergestellt, dass durch Einsparungen an anderer Stelle das 
vereinbarte Personalbudget nicht überschritten wird.
 
Für den Fall, dass auch in den kommenden Jahren in erhöhtem Umfang 
Ausbildungsplätze zur Verfügung gestellt werden sollen, wäre das gemäß Beschluss 
des Hauptausschusses vom 14.07.2016 in Aussicht gestellte Personalbudget nicht 
auskömmlich, sondern müsste um die Mittel für die zusätzlichen Ausbildungsplätze 
angehoben werden.
 
Aus Sicht der Verwaltung wird empfohlen, auch in den kommenden Jahren in 
verstärktem Maße Ausbildungsplätze anzubieten und nach Möglichkeit mit 
geeigneten Bewerberinnen und Bewerbern zu besetzen. Neben den zusätzlichen 
Ausbildungsplätzen ab 2016 sollten  beginnend ab dem Ausbildungsjahr 2017 in den 
kommenden Jahren wie folgt folgende zusätzliche Ausbildungsplätze angeboten 
werden:
 

Ausbildungsberuf 2016 2017 2018 2019

Verwaltungsfachangest./ 
Kreissekretäranwärter 2 2 2 2

Kreisinspektoranwärter 1 1 1 1

Fachinformatiker *1  1 0 0 0
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*1 Im  Ausbildungsberuf des Fachinformatikers  wurde zum Ausbildungsbeginn 2016 
die Ausbildungszahl auf 2 verdoppelt. Zukünftig ist geplant, in jedem Jahr, wie bisher,  
einen Auszubildenden einzustellen, da der Fachdienst IT-Service aus 
Kapazitätsgründen nicht mehr Auszubildende beschäftigen kann. 
Die Erhöhung der Ausbildungsplätze in 2016 wirkt sich bei den Mehrkosten lediglich 
bis zum Ausbildungsende im Juni 2019 aus. 

 
Zusammen mit den ohnehin vorgesehenen Ausbildungsplätzen würde der Kreis 
Rendsburg- Eckernförde dann beginnend ab dem Jahr 2017 insgesamt 7 
Ausbildungsplätze anbieten:
Verwaltungsfachangestellte 2 Plätze
Kreissekretäranwärter 2 Plätze
Kreisinspektoranwärter 2 Plätze
Fachinformatiker/in 1 Platz
 
Für die zusätzlichen Ausbildungsplätze würden zusätzliche Ausbildungskosten in 
folgendem Umfang anfallen:
 
Ausbildungs-
beruf 

Personal-
Kosten 
2017

Personal-
Kosten
2018

Personal-
Kosten
2019

Verwaltungs-
fachangest./
Kreissekretär-
Anwärter *2 

12.500 € 60.000 € 60.000 €

Kreisinspektor-
anwärter 6.500 € 20.250 € 45.000 €

Fach-
informatiker 0 € 0 €   0 €

Gesamt-
kosten 19.000 € 80.250 € 105.000 €

 
*2 In der Übersicht der zusätzlichen Ausbildungsplätze ist der Ausbildungsgang 
Verwaltungsfachangestellter mit dem des Kreissekretäranwärters (Beamtenlaufbahn 
ehem. mittlerer Dienst) zusammengefasst  worden. Es erfolgt daher eine jährliche 
Steigerung um 2 Ausbildungsplätze für diesen Bereich. Erstmals in diesem Jahr 
haben wir die Kreissekretärlaufbahn angeboten, die großen Zuspruch fand. Dieses 
möchten wir in den kommenden Jahren fortführen und die zusätzlichen 
Ausbildungsmöglichkeiten in dieser Laufbahn platzieren. Die zusätzlichen 
Ausbildungskosten stabilisieren sich in diesem Bereich ab 2018 , da der 
Vorbereitungsdienst für die Kreissekretärlaufbahn  einen Zeitraum von 2 Jahre 
umfasst.
Auch für die Verwaltung ist dieses kombinierte Ausbildungsangebot vorteilhaft, da die 
Kreissekretärlaufbahn nur zwei Jahre dauert und sich die Schulzeiten von denen der 
Verwaltungsfachangestellten unterscheiden. Der Einsatz in der Praxis ist damit 
besser koordinierbar. 

Die zusätzlichen Ausbildungskosten sind im Personalbudget  2017 noch nicht 
enthalten. 
 
Der Hauptausschuss wird um Beratung gebeten. Für den Fall, dass sich der 
Hauptausschuss für zusätzliche Ausbildungsplätze auch für das Ausbildungsjahr 
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2017 ausspricht, müssten die zusätzlichen Ausbildungskosten noch in das 
Personalbudget 2017 eingestellt werden.

Finanzielle Auswirkungen: 
Aufstockung des Personalbudgets für Ausbildung um 78.750 € für 2017
111.250 € für 2018
113.750 € ab 2019
 

Anlage/n: 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 03.11.2016

Beschlussvorlage

Federführend:
FD 2.2 Umwelt

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:
Bearbeiter/in:

VO/2016/965-001
öffentlich
21.10.2016
Wittl, Michael
Petersen, Tanja

Mitwirkend:
FD 5.1 Gebäudemanagement

öffentliche Beschlussvorlage

Abfallwirtschaft Rendsburg-Eckernförde, Rücklage Deponie Alt 
Duvenstedt, Ergänzungsvertrag AWR
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Umwelt- und Bauausschuss Entscheidung
Öffentlich Hauptausschuss Entscheidung
Öffentlich Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernförde Entscheidung

Beschlussvorschlag: 
Der Umwelt- und Bauausschuss beschließt die Empfehlung an den Hauptausschuss, 
dem Kreistag die Zustimmung zum Ergänzungsvertrag mit der AWR zu empfehlen.

Der Hauptausschuss beschließt, dem Kreistag die Zustimmung zum 
Ergänzungsvertrag mit der AWR zu empfehlen.

Der Kreistag beschließt die Zustimmung zum Ergänzungsvertrag mit der AWR.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: entfällt

2. Sachverhalt: 
Der Umwelt- und Bauausschuss hat die Verwaltung mit Beschluss vom 13.10.16 
beauftragt, den Anspruch des Kreises Rendsburg-Eckernförde gegenüber der AWR 
geltend zu machen, die  Beteiligung der Anderen Herkunftsbereiche (AHB) an der  
Bildung der Nachsorgerücklage Deponie Alt Duvenstedt unter Berücksichtigung der 
von 1982 bis 2001 abgelagerten Mengen rückwirkend zum 1.1.2002 zu  bewerten 
und in Form eines Vertrags vorzubereiten.

Die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft ATN hat von der AWR den Auftrag erhalten, den 
Sachverhalt zu prüfen und einen Vertrag zu entwerfen, der als Anlage beigefügt ist. 

Im „Ergänzungsvertrag zur Vereinbarung über die Zustimmung des Kreises 
Rendsburg-Eckernförde zur Übertragung von Pflichten gemäß § 16 (2) Krw-/AbfG 
auf die Abfallwirtschaftsgesellschaft Rendsburg-Eckernförde mbH vom 
27.12.2001/11.01.2002“ ist folgendes geregelt:
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Zum 1.2.2002 erfolgte die Pflichtenübertragung der Anderen Herkunftsbereiche 
(AHB)  an die AWR. Zu diesem Zeitpunkt betrug die vom Kreis gebildete 
Nachsorgerücklage für die AHB 2.088.180,10 €, die an die AWR übertragen und dort 
der Rückstellung zugeführt wird.

Die Deponie wurde bis 31.5.2005 befüllt. Das Verhältnis Gesamtablagerungsmenge 
AHB zur Gesamtablagerungsmenge private Haushalte und AHB beträgt 17,27 %. 

Vor der Übertragung der Rücklage AHB an die AWR betrug der Anteil 6,65 % aus 
dem Verhältnis der im Zeitraum 1.1.2002 bis 31.5.2005 von der AWR aus den AHB 
abgelagerten Abfallmengen zur Gesamtablagerungsmenge der privaten Haushalte 
und AHB.

Für die Nachsorge sind erstmalig 2004 Kosten angefallen.

Eine Rückrechnung unter Berücksichtigung des neuen Aufteilungsschlüssels im 
Zeitraum 1.1.2002 bis 31.12.2016 ergibt, dass die AWR dem Kreis einen Anteil von 
voraussichtlich 2.169.811,10 € zu erstatten hat.

Die Differenz der Erstattung AWR von 2.169.811,10 € und der 
Rücklagenübertragung AHB von 2.088.180,10 € ergibt einen Betrag von 81.631 €, 
der der Nachsorgerücklage des Kreises für die privaten Haushalte zufließt.

Ursprünglich ist im Plan 2017 eine Zuführung zur Nachsorgerücklage von 896 T€ 
berücksichtigt worden, die sich jedoch wegen einer Kostenverringerung in der 
Rekultivierung auf 883 T€ verringert hätte.

Die über neun Jahre geplante Zuführung durch die Entgelte der privaten Haushalte 
zur Nachsorgerücklage i. H. v. 883 T€ wird mit der neuen Aufteilung um 255 T€ auf 
628 T€ jährlich entlastet, insgesamt damit um 2,29 Mio. €. 

Eine abschließende Berechnung kann erst mit Ende des Jahres 2016 erfolgen.

Finanzielle Auswirkungen: 
2017 einmaliger Ertrag durch Erstattung der AWR i. H. v. voraussichtlich 81.631 €, 
der mit der Zuführung zur Nachsorgerücklage als Aufwand ausgeglichen wird. 
Das entgeltfinanzierte Budget wird im Vergleich zur bisherigen Planung über einen 
Zeitraum von neun Jahren um ca. 269 T€ jährlich entlastet.

Anlage/n: 
Vertragsentwurf
Schriftsatz ATN
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Ergänzungsvertrag zur Vereinbarung über die Zustimmung des Kreises 
Rendsburg-Eckernförde zur Übertragung von Pflichten gem. § 16 Abs. 2 KrW-
/AbfG auf  die Abfallwirtschaftsgesellschaft Rendsburg-Eckernförde mbH vom 

27.12.2001 / 11.01.2002 
 
 
zwischen dem  
 
Kreis Rendsburg-Eckernförde 
Der Landrat 
Kaiserstraße 8 
24768 Rendsburg 
 

- nachfolgend Kreis genannt -  
 

und der  
 
Abfallwirtschaftsgesellschaft  
Rendsburg-Eckernförde mbh 
Borgstedtfelde 15 
24794 Borgstedt 
 

- nachfolgend AWR genannt -  
 

wird folgender Ergänzungsvertrag geschlossen: 
 

Präambel 
 

1. Durch Vereinbarung vom 27.12.2001 / 11.01.2012 hat der Kreis als öffentlich-
rechtlicher Entsorgungsträger der Übertragung seiner Pflichten zur Entsorgung von 
Abfällen aus anderen Herkunftsbereichen (AHB) als privaten Haushalten gemäß § 72 
Abs. 1 Satz 1 KrWG i. V. m. § 16 Abs. 2 KrW-/AbfG a. F. auf die AWR ab dem 
01.01.2002 zugestimmt. Die Zustimmung erstreckt sich auch auf die zwischenzeitlich 
erfolgte Verlängerung der Pflichtenübertragung durch das Ministerium für 
Energiewirtschaft, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume (MELUR) vom 
31.03.2011 bis zum 31.12.2025 und auf eine ggf. darüber hinausgehende 
Verlängerung. 

 
2. Nach § 1 Abs. 1 des Zustimmungsvertrages wurde die AWR „…zuständig für die 

Entsorgung von Abfällen aus anderen Herkunftsbereichen als privaten 
Haushaltungen, soweit diese gemeinsam mit Abfällen aus privaten Haushaltungen 
entsorgt werden können…“ Gem. § 1 Abs. 2 blieb der Kreis „… zuständig für die 
Entsorgung von Abfällen aus privaten Haushaltungen.“ 

 
3. In § 1 Abs. 4 des Zustimmungsvertrages ist geregelt, dass die AWR verpflichtet und 

berechtigt war, für die Entsorgung der Abfälle aus den AHB bis zum 31.05.2005 die 
Zentraldeponie Alt Duvenstedt zu nutzen. Dies ist ab Beginn der Pflichtenübertragung 
(01.01.2002) bis zur Schließung der Deponie (31.05.2005) vereinbarungsgemäß 
geschehen. 
 

4. § 1 Abs. 4 bestimmt ferner, dass „die Aufteilung der Kosten der Abfallbehandlung auf 
den Kreis und die AWR … im Rahmen der jährlichen Entgeltfestsetzung gem. § 9 
Abs. 1 des Entsorgungsvertrages vom 04.06.1992 erfolgt.“ Konkrete Hinweise zur 
Kostenaufteilung im Zusammenhang mit der Stilllegung und Nachsorge der 
Deponie finden sich im Zustimmungsvertrag nicht.  
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Zwecks Klarstellung wird deshalb die folgende Ergänzung zum Zustimmungsvertrag 
vereinbart: 
 
 

§ 1 Kostenaufteilung 
 

(1) Für die Stilllegung und Nachsorge der Deponie sind seit dem Jahr 2004 Kosten 
angefallen bzw. für die Zukunft zurückgestellt worden. Diese Kosten wurden bisher im 
Verhältnis 93,35 % (private Haushalte) zu 6,65 % (AHB) aufgeteilt. Die Prozentsätze 
ergeben sich aus dem Verhältnis der im Zeitraum 01.01.2002 bis 31.05.2005 von der 
AWR aus den anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushalten auf der Deponie 
abgelagerten Abfälle zur Gesamtablagerungsmenge (private Haushalte und AHB). 

 
(2) Der Kreis und die AWR stellen klar, dass entsprechend § 1 Abs. 1 des 

Zustimmungsvertrages vom 27.12.2001 / 11.01.2002 die AWR infolge der 
vollumfänglichen Pflichtenübertragung für die Stilllegung und Nachsorge der mit den 
AHB verfüllten Gesamtfläche der Deponie zuständig geworden ist und nicht nur für die 
von ihr selbst in der Zeit vom 01.01.2002 bis zum 31.12.2005 mit den AHB verfüllten 
Fläche. 

 
(3) Der diesbezügliche Mengenanteil der AHB (Verhältnis Gesamtablagerungsmenge AHB 

zur Gesamtablagerungsmenge private Haushalte und AHB) beträgt 17,27 %, so dass 
der auf die AWR entfallende Anteil von bisher 6,65 % auf nunmehr 17,27 % erhöht wird. 
Der auf den Kreis entfallende Anteil für die abgelagerten Mengen aus privaten 
Haushalten verringert sich folglich von 93,35 % auf 82,73 %.  

 
 

§ 2 Rückstellung der AWR / Rücklage des Kreises zur Deponienachsorge 
 
(1) Nach vollzogener Pflichtenübertragung hat die AWR für die in der Zeit vom 01.01.2002 

bis zum 31.05.2005 auf der Deponie angelieferten AHB pflichtgemäß Entgelte zur 
Deckung der anteiligen Kosten für die Deponiestilllegung –und nachsorge erhoben. 
Diesen Erträgen steht der Aufwand aus der Entwicklung der Rückstellung für die 
Deponiestilllegung und -nachsorge entsprechend des bisherigen Kostenanteils von 6,65 
% gegenüber. 

 
(2) Im Zeitraum von 1982 bis zum 31.12.2001 wurden entsprechende Beträge durch den 

Kreis eingenommen und in die Rücklage zur Deponienachsorge gebucht. Diese 
Rücklage beträgt € 2.088.180,10.  

 
(3) Da die AWR infolge der Pflichtenübertragung vollständig für die Stilllegung und 

Nachsorge der Deponie zuständig ist (§ 1 Abs. 2), wird die in § 2 Abs. 2 bezeichnete 
Rücklage zum 31.12.2016 vom Kreis auf die AWR übertragen. Nach Abzug der in dem 
Betrag von € 2.088.180,10 enthaltenen und von der AWR abzuführenden Umsatzsteuer 
beläuft sich der Nettobetrag auf € 1.754.773,19. 
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§ 3 Korrektur von Kreisabrechnungen ab Beginn der Pflichtenübertragung zum 
01.01.2002 bis zum 31.12.2016 

 
Von den seit dem 01.01.2002 angefallenen bzw. zurückzustellenden Stilllegungs- und 
Nachsorgekosten hat die AWR dem Kreis den auf die Abfälle aus privaten Haushalten 
entfallenden Anteil in Höhe von 93,35 % weiterberechnet (§ 1 Abs. 1). Nach Herabsetzung 
dieses Anteils auf 82,73 % (§ 1 Abs. 3) erhält der Kreis von der AWR den zu viel 
abgerechneten Anteil in Höhe von 10,62 % zurück. Der Erstattungsbetrag beläuft sich am 
31.12.2016 voraussichtlich auf € 2.169.811,10. Hierin ist die zu korrigierende Umsatzsteuer 
in Höhe von voraussichtlich € 346.440,43 enthalten. Der Nettobetrag beläuft sich damit auf 
voraussichtlich € 1.823.370,67. 
 
 

§ 4 Saldierte Zahlung der AWR an den Kreis betreffend den Zeitraum bis zum 
31.12.2016 

 
Nach Saldierung des vom Kreis an die AWR zu zahlenden Betrages aus der 
Rücklagenübertragung in Höhe von brutto € 2.088.180,10 (§ 2 Abs. 2 und 3) mit der von der 
AWR an den Kreis zu leistenden Zahlung aus der Korrektur der Kreisabrechnungen bis zum 
31.12.2016 in Höhe von voraussichtlich brutto € 2.169.811,10 (§ 3) verbleibt ein von der 
AWR an den Kreis voraussichtlich zu zahlender Betrag in Höhe von brutto € 81.631,00. Der 
endgültige Betrag kann erst nach Ablauf des 31.12.2016 festgestellt werden. In dem Betrag 
von voraussichtlich € 81.631,00 ist die voraussichtliche Umsatzsteuer von (saldiert) € 
13.033,52 enthalten. 
 
 

§ 5 Abrechnungen ab dem 01.01.2017 
 
Ab dem 01.01.2017 werden die Kosten für die Stilllegung und Nachsorge bis zum Ende der 
Pflichtenübertragung im Verhältnis 82,73 % (Abfälle aus privaten Haushalten) zu 17,27 % 
(AHB) aufgeteilt. 
 
 

§ 6 Übertragung der Rückstellung von der AWR auf den Kreis nach Ende der 
Pflichtenübertragung 

 
Sollte nach Ende der Pflichtenübertragung die Deponienachsorge noch nicht beendet sein, 
wird die bei der AWR zu diesem Zeitpunkt bilanzierte Rückstellung für Deponienachsorge 
auf den Kreis übertragen und die entsprechende Zahlung an den Kreis leisten. 
 
 
Alle übrigen Regelungen der Vereinbarung über die Zustimmung des Kreises Rendsburg-
Eckernförde zur Übertragung von Pflichten gem. § 16 (2) KrW-/AbfG auf  die 
Abfallwirtschaftsgesellschaft Rendsburg-Eckernförde mbH vom 27.12.2001 / 11.01.2002 
bleiben unberührt. 
 
 
 
Rendsburg, den       Borgstedt, den 
 
 
 
Kreis Rendsburg-Eckernförde    Abfallwirtschaftsgesellschaft 
        Rendsburg-Eckernförde mbH 
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Kreis Rendsburg-Eckernförde
Der Landrat

Rendsburg, 09.11.2016

Beschlussvorlage

Federführend:
FD 5.3 Regionalentwicklung

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Ansprechpartner/in:
Bearbeiter/in:

VO/2016/980-001
öffentlich
03.11.2016
Dr. Kruse, Martin
Nevermann, Malte

Mitwirkend: öffentliche Beschlussvorlage

Erstellung eines ÖPNV-Konzeptes für den Kreis Rendsburg-
Eckernförde
Beratungsfolge:
Status Gremium Zuständigkeit

Öffentlich Hauptausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag: 

Der Hauptausschuss beschließt auf Empfehlung des Regional-
entwicklungsausschusses, die zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel aus dem 
Teilhaushalt 547101, Förderung des ÖPNV, für die Erstellung eines ÖPNV-
Konzeptes freizugeben.

1. Begründung der Nichtöffentlichkeit: 
entfällt

2. Sachverhalt: 
 
Hintergrund und Anlass
 
Das heutige Busliniennetz im Regionalverkehr wurde zuletzt vor mehr als 20 Jahren 
grundlegend überplant. Dieses historisch gewachsene System wurde seither vor 
allem hinsichtlich betrieblicher und wirtschaftlicher Erfordernisse optimiert. Die 
heutigen Kundenbedürfnisse sowie die gestellten Ansprüche und Aufgaben an ein 
modernes ÖPNV-System erfordern eine Weiterentwicklung des ÖPNV.
 
Um den ÖPNV zukunftsfähig zu gestalten und rechtzeitig auf demografische 
Veränderungen – insbesondere im ländlichen Raum – zu reagieren, ist es notwendig, 
die Leistung im Status quo – anders als im Vergleich zu den Stadtbussystemen in 
Rendsburg und Eckernförde –  nicht als Grundlage für die Leistungsbeschreibung 
der Ausschreibung heranzuziehen. Es bietet sich jetzt ein geeigneter Zeitpunkt an, 
das Nahverkehrsnetz zu evaluieren. Hieraus ergibt sich die Notwendigkeit und der 
Anlass, das Busnetz vor der Ausschreibung gutachterlich untersuchen und neu 
konzeptionieren zu lassen. Das aus der Untersuchung resultierende Ergebnis soll in 
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der Folge die wesentliche Grundlage für die Leistungsbeschreibung der 
Ausschreibung darstellen und als wesentlicher Bestandteil im neu aufzustellenden 
RNVP fixiert werden. 
 
Eckpunkte und Zielsetzung
 
Das Konzept soll einen Beitrag dazu leisten, den ÖPNV im Regionalverkehr auf eine 
moderne und nachhaltige Mobilität der Zukunft auszurichten. Die konkreten 
inhaltlichen Vorgaben sind der Aufgabenbeschreibung im Anhang zu entnehmen.
 
Im Ergebnis soll unter Beachtung der Eckwerte ein neues, verbessertes Busnetz aus 
regionalen und lokalen Linien entstehen. Mit der Einbindung der Grundzentren in 
einen angebotsorientierten Busverkehr entsteht zusammen mit den Linien des SPNV 
ein kreisweites Netz, welches das Rückgrat des Nahverkehrs darstellen kann. Dieses 
kann, neben den Grundsatzlinien, auch die Möglichkeit des Einsatzes von regional 
differenzierten Betriebsformen umfassen. Da das ÖPNV-Konzept u. a. einen 
Umsetzungsschwerpunkt im Bereich „verbesserte Verknüpfung Bus/Bahn“ setzt und 
insbesondere auch die nach Maßgabe des ÖPNV-Konzeptes durch Umsetzung 
verbesserter Fahrtrelationen auf den Hauptachsen aufgegriffene Vorstellung des 
Landes, ein landesweites Bus-Grundnetz zu implementieren, aufgegriffen werden 
soll, ist für eine spätere Umsetzung eine Mitfinanzierung der regionalen Hauptlinien 
durch das Land  anzustreben, um durch gemeinsame Kooperation und Koordination 
des ÖPNV- und SPNV-Aufgabenträgers den Fahrgästen ein tatsächliches „Mehr“ an 
Nahverkehr zu ermöglichen.

Finanzielle Auswirkungen: 
Die Finanzierung soll aus den mit Beschluss des Regionalentwicklungsausschusses 
vom 13.11.2014 (150.000 €; hiervon mithin noch verfügbar: 72.000 €) und mit 
Beschluss des Kreistages vom 14.12.2015 (50.000 €; hiervon mithin noch alles 
verfügbar) zur Verfügung stehenden Mitteln zur Optimierung des ÖPNV 
sichergestellt werden. Hierfür ist – wegen des bestehenden Sperrvermerkes – die 
Zustimmung des Hauptausschusses erforderlich.

Anlage/n: 
keine
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Kreis Rendsburg-Eckernförde 
Der Landrat 
Fachdienst Regionalentwicklung 

 

   

 

ÖPNV-Konzept Kreis Rendsburg-Eckernförde 

LEISTUNGSBESCHREIBUNG 

1 Ausgangslage 

Gegenstand des Auftrages ist die Erstellung eines ÖPNV-Konzeptes für den Kreis 
Rendsburg-Eckernförde. Das Konzept soll für den straßengebundenen öffentlichen 
Personennahverkehr im Kreisgebiet – exklusive der Stadtbussysteme in Rendsburg und 
Eckernförde – erstellt werden. Inbegriffen sind die Entwicklung einer Netzkonzeption 
und eines Betriebskonzeptes. Die Planungen sollen einen besonderen Fokus auf die 
Verknüpfung mit bestehenden Angeboten im SPNV legen. Bei der Konzeptionierung 
des Busnetzes ist als Handlungsansatz insbesondere darauf abzuzielen, den ÖPNV als 
hierarchisches Mehrebenensystem mit Hauptachsen und Zubringern an (multimodalen) 
Verkehrsknotenpunkten zu strukturieren. Zum Auftrag zählt ebenso eine Wirtschaftlich-
keitsbetrachtung des zu entwickelnden Netz- bzw. Betriebskonzeptes. Zudem ist eine 
begleitende Strategie für die Beteiligung zu entwickeln. 
Die konkreten Anforderungen an die zu erbringende Leistung ergeben sich aus der 
nachfolgenden Auftragsbeschreibung. 

 

1.1 Anlass 

Der Kreis Rendsburg-Eckernförde ist als Aufgabenträger des straßengebundenen öf-
fentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) unter anderem für die Aufstellung eines regio-
nalen Nahverkehrsplan (RNVP) verantwortlich. Zudem ist vorgesehen, gemäß den An-
forderungen der VO 1370/2007 die ÖPNV-Leistungen im Wettbewerb auszuschreiben. 
Hierfür soll das Busnetz vorab gutachterlich untersucht und grundlegend neu konzipiert  
werden.  Das aus der Untersuchung resultierende Ergebnis soll als wesentlicher und 
zentraler Punkt in die Aufstellung des RNVP integriert und als Linien- und Fahrplankon-
zept der Ausschreibung zu Grunde gelegt  werden.  

Die geänderten Anforderungen an und sich wandelnde Bedingungen für den ÖPNV 
stellen Erfordernisse, die ein moderner und zukunftsfähiger ÖPNV erfüllen muss. Das 
Konzept soll einen Beitrag dazu leisten, den Regionalverkehr auf eine moderne und 
nachhaltige Mobilität der Zukunft auszurichten.  
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Das Busliniennetz im Kreis wurde zuletzt vor mehr als 20 Jahren grundlegender über-
plant. Dieses historisch gewachsene System erfüllt die inzwischen gestellten Ansprüche 
und Aufgaben eines modernen ÖPNVs  nicht mehr zeitgemäß, da unter anderem. 

 

▶ Linien zu  unattraktiven Taktzeiten bzw. unvertaktet verkehren,  
 

▶ Umsteigebeziehungen zwischen Bus/Bahn und Bus/Bus nicht durchgehend si-
chergestellt sind und keine systematische Verknüpfung mit dem SPNV besteht,  
 

▶ die Linienstruktur insbesondere für seltene Nutzer nur schwer begreifbar ist und 
in der Summe kein für die Nutzer eingängiges System besteht,  
 

▶ kein hierarchisches System mit aufeinander abgestimmten Netzebenen existiert, 
 

▶ ein Rückgang der Schülerzahlen bei gleichzeitiger Differenzierung der Schulan-
gebote ein „weiter so“ auf Dauer nicht zulässt. 

1.2 Eckpunkte und Zielsetzung 

Zu berücksichtigende Anforderungen und Zielsetzungen: 

 

▶ Attraktivität, einfache Zugänglichkeit und verständliche Nutzungsmöglichkeit des 
ÖPNV in allen Teilen des Kreises im Rahmen der zur Verfügung stehenden Mit-
tel erhöhen,  

  

▶ Stärkung der Beförderungsanteile des ÖPNV im Interesse einer Verringerung der 
durch den Straßenverkehr hervorgerufenen CO 2 -Emissionen (Beitrag des 
ÖPNV zum Klimaschutz) und weiterer Umweltbelastungen durch Lärm und 
Schadstoffe sowie im Interesse einer erhöhten Verkehrssicherheit,  
 

▶ Optimierung des ÖPNV-Angebotes im Hinblick auf Schülerbeförderung und tou-
ristische Belange, 

  

▶ Integration der unterschiedlichen Verkehrsträger (einschließlich alternativer Be-
dienformen) durch Verknüpfung und Vernetzung und Gewährleistung abge-
stimmter Umsteigebeziehungen; anzustreben ist ein Fahrplan nach dem ITF-
Konzept im Kreisgebiet, 
 

▶ Stärkung der Zubringerfunktion zum SPNV und systematische Verknüpfung zwi-
schen Bus/Bahn und Bus/Bus, 
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▶ Sicherung eines bedarfs- und qualitätsorientierten Angebotes für die Verkehrs-
bedürfnisse im ländlichen Raum / Sicherstellung der Erreichbarkeit der Einrich-
tungen der Daseinsvorsorge. 

1.3 Untersuchungsinhalte und Ablauf 

Betrachtungsrelevant sind alle Verkehrsbeziehungen und Verkehrsbedürfnisse unab-
hängig von den aktuellen Linien. Der Regionalbusverkehr ist damit vollumfänglich zu 
betrachten. Ziel ist eine hohe Erschließungs- und Verbindungsqualität des Busnetzes 
und daraus resultierend die Ansprache größerer Nutzergruppen. Die vorhandenen 
ÖPNV-Kunden sollen gebunden, neue Nutzer gewonnen und die Angebotsqualität er-
höht werden. Hierbei sollen Schnittstellen zum SPNV, zu vermeidende Parallelverkehre, 
sowie Über- und Unterbedienungen usw. erkannt werden. Die SPNV-Verbindungen 
sind als gesetzt anzunehmen. Vorschläge für neue Haltepunkte des SPNV sind bei 
nachweisbarer Sinnhaftigkeit für das Gesamtkonzept erwünscht. Die Stadtbussysteme 
in Rendsburg und Eckernförde sind ebenfalls als gesetzt anzunehmen und nicht Be-
trachtungsgegenstand der Untersuchung. Anknüpfungspunkte zwischen Stadt- und Re-
gionalbusverkehr sind zu berücksichtigen.  

Erwartet wir die Erarbeitung von realistisch umsetzbaren Vorschlägen unter Beachtung 
der wirtschaftlich-demografischen Entwicklung. Für Maßnahmen mit Angebotsmehrung 
sind Potentiale zu prognostizieren und Möglichkeiten der Finanzierbarkeit (z.B. auch 
über Nutzer- oder Drittfinanzierung) aufzuzeigen. Der Verweis auf zusätzliche Mittel des 
Aufgabenträgers allein ist dabei nicht ausreichend. 

Die Anforderungen der  Schülerbeförderung sind zwingend zu berücksichtigen, um die 
Akzeptanz der Maßnahmenempfehlungen sicherzustellen. Die Vorgaben der Schüler-
beförderungssatzung des Kreises sind zu berücksichtigen. Ergeben sich aus dem Kon-
zept Anpassungsnotwendigkeiten bzgl. der Schülerbeförderung hat der Auftragnehmer 
frühzeitig darauf hinzuweisen (z.B. Notwendigkeit veränderter Schulzeiten, vermehrte 
Umstiege auf bestimmten Relationen).  

2 Leistungsbestandteile 

Unter Beachtung aller vorstehend beschriebenen Punkte sind die im Folgenden be-
nannten und inhaltlich unterlegten Arbeitspakete abzuarbeiten. 

AP I: Analyse und Datenaufnahme 

 

▶ Ermittlung sowie textliche und grafische Aufbereitung der untersuchungsrelevan-
ten Inhalte, 

▶ Ermittlung und Darstellung von Raumstruktur und Verkehrserzeugern, 

▶ Aufbereitung und Darstellung des aktuellen Verkehrsangebotes, 

▶ Analyse des derzeitigen ÖPNV-Angebotes; Herausarbeitung bestehender Defizi-
te (Mängelanalyse) und Ableiten von Handlungs- und Anpassungsbedarfen. 
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AP II:  Netzkonzeption 

Die Netzkonzeption soll im Wesentlichen folgende Arbeitsschritte umfassen: 

 

▶ Definition von Angebotsstandards, hierzu sind Aussagen zu treffen zu: 
o Linienführung, Erschließung, 
o Reisezeiten, Bedienungszeiten, Bedienungshäufigkeit, 
o Räumliche und zeitliche Verknüpfung an den geplanten Verknüpfungs-

punkten. 

▶ Definition von angebotsorientierten Hauptachsen und Verkehrsknotenpunkten, 

▶ Entwicklung eines hierarchischen Busnetzes aus regionalen / lokalen Linien mit 
Anschlüssen zum SPNV, 

▶ Ermittlung der Verkehrsbedarfe (heuristisch); Grundlage z.B.: Strukturdaten, 
Schülerzahlen, Berufspendlerverflechtungen, 

▶ Konzeption für das zukünftige ÖPNV-Angebot (Fahrplankonzept, Ermittlung der 
benötigten Betriebsleistung [u.a. Fahrzeugressourcen hinsichtlich Anzahl und 
Größe]), 

▶ Strukturierung des Angebotes in für die Vergabe der Verkehrsleistung sinnvolle 
Leistungsgrößen durch Definition von Linienbündeln,  

▶ Anschlussqualität / Verknüpfung. 

AP III:  Wirtschaftlichkeitsbetrachtung 

 
Kosten- und Erlösprognose: Ermittlung der zu erwartenden Kosten für das Entwickelte 
ÖPNV-Angebot unter AP II unter Abschätzung der zu erwartenden Erlöse aufgrund von 
Nachfrageprognosen und daraus Ableitung des zu erwartenden Finanzierungsbedarfes. 
 

AP IV:  Beteiligung  

Die Durchführung des Auftrages soll unter enger Abstimmung mit dem Auftraggeber 
stehen. Der Auftragnehmer hat für die Art und Weise der Einbindung der politischen 
Gremien sowie der kommunalen Ebene Vorschläge zu unterbreiten. In jedem Fall soll 
sichergestellt werden, dass wesentliche Arbeitsschritte mit dem Auftraggeber und den 
politischen Gremien rückgekoppelt und zur Diskussion gestellt werden, so dass eine 
von allen Seiten tragbare Vorzugsvariante erarbeitet werden kann. Hierfür sollen im Zu-
ge mehrerer Planungsdurchläufe die jeweiligen Entwürfe des neuen Busliniennetzes mit 
Linientyp, Linienführung, Fahrplan, Anschlüssen und Bedienungsumfang dem Auftrag-
geber zur Abstimmung vorgelegt werden. Daraus gilt es, aus den Vorschlägen für die 
künftige Bus-Bedienung im Lichte der jeweils kalkulierten Kosten eine Optimierung vor-
zunehmen, so dass mit den zur Verfügung stehenden Mitteln ein möglichst gutes 
ÖPNV-Angebot erreicht werden kann. Somit gestalten alle Partner Ausrichtung und Er-
folg des Projektes. 
 
Neben dem Kreis als Aufgabenträger, den örtlichen Verkehrsunternehmen und dem 
Verkehrsverbund NAH.SH GmbH ist die kommunale Ebene (Ämter / Gemeinden) in die 
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Projekterarbeitung einzubinden, damit die lokalen Belange ausreichend während des 
Bearbeitungsprozesses berücksichtigt werden können. Für die Art und Weise der Ein-
bindung der kommunalen Ebene im Untersuchungsgebiet hat der Auftragnehmer Vor-
schläge zu unterbreiten. 
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